
Über den Einspruch entscheidet in den vorbezeichne ten 
Fällen die Strafkammer des Kreisgerichts. Das gleiche 
gilt bei Einsprüchen nach Beratung wegen arbeits­
scheuen Verhaltens und Verletzung der Schulpflicht.
In zivilrechtlichen und anderen Streitigkeiten ist ein 
Einspruch zulässig, wenn die SchK durch Beschluß 
unter Verletzung von Ziff. 40 RL dem Antragsgegner 
Verpflichtungen auferlegt hat. Einspruchsberechtigt ist 
der Bürger, der durch den ungesetzlichen Beschluß be­
schwert ist. Über den Einspruch entscheidet die Zivil­
kammer des Kreisgerichts.

b) Form und Frist
Der Einspruch ist nicht an bestimmte Formvorschriften 
gebunden. Er kann zu Protokoll der Geschäftsstelle des 
Kreisgerichts erklärt werden. Die Einwendungen gegen 
den Beschluß können auch schriftlich beim Kreisgericht 
erhoben werden. Sie brauchen nicht ausdrücklich als 
Einspruch bezeichnet zu werden. Sie müssen nur er­
geben, daß sich der Bürger gegen die Entscheidung 
einer bestimmten SchK wendet und aus welchem 
Grunde dies geschieht.
Der Einspruch ist innerhalb von zwei Wochen nach 
Aushändigung des Beschlusses einzulegen. Bei Frist­
überschreitung hat das Gericht zu prüfen, ob in ent­
sprechender Anwendung der Prozeßordnungen Befrei­
ung von den nachteiligen Folgen der Fristversäumung 
gewährt werden kann.

2. Einspruchsverfahren

a) Mündliche Verhandlung
Das Kreisgericht kann eine mündliche Verhandlung 
durchführen. Das wird dann notwendig sein, wenn das 
Protokoll über die Beratung vor der SchK nicht aus­
sagekräftig ist oder das Gericht auf Grund widerspre­
chender Angaben sich ein eigenes Bild über den Sach­
verhalt durch Anhörung der Beteiligten oder anderer 
Bürger verschaffen muß.
Ergeben sich bei zivilrechtlichen Streitigkeiten aus der 
Stellungnahme des Einspruchsgegners oder aus dem 
Beschluß oder Protokoll oder einer beigezogenen Stel­
lungnahme der SchK Hinweise, daß eine Einigung Vor­
gelegen hat und die Entscheidung der SchK als Bestäti­
gung der Einigung angesehen werden kann, so ist über 
den Einspruch mündlich zu verhandeln.
Zur mündlichen Verhandlung sind die Beteiligten, ein 
Vertreter der SchK und — wenn erforderlich — auch 
andere Bürger zu laden. Das Gericht kann die Beteilig­
ten und Zeugen nach den Bestimmungen der Prozeß­
ordnungen vernehmen.
Die Rücknahme des Einspruchs ist auch noch in der 
mündlichen Verhandlung bis zur Entscheidung des 
Gerichts möglich.
Die Vertretung durch einen Rechtsanwalt bei Einlegung 
des Einspruchs und in der mündlichen Verhandlung ist 
zulässig.
b) Entscheidung ohne mündliche Verhandlung
Das Gericht kann über den Einspruch auch ohne münd­
liche Verhandlung entscheiden, wenn eine Prüfung 
durch Anhörung der Beteiligten nicht erforderlich ist. 
Bei Beleidigungssachen und zivilrechtlichen Streitigkei­
ten ist dem Einspruchsgegner vor der Entscheidung 
Gelegenheit zu geben, sich zu äußern. Die Stellung­
nahme der SchK muß bei jeder Entscheidung vor­
liegen.
c) Mitwirkung des Staatsanwalts
Dem Staatsanwalt ist Gelegenheit zu geben, sich vor 
der Entscheidung zum Einspruch zu äußern. Von der 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung ist er zu 
benachrichtigen.

3. Umfang der Nachprüfungspflicht

Die Entscheidung der SchK ist allseitig zu überprüfen. 
Es ist stets zu prüfen, ob die sachliche Zuständigkeit 
der SchK vorlag, ob die Entscheidung auf einem auf­
geklärten Sachverhalt beruht, ob eine Gesetzesverlet­
zung vorliegt und ob der Beschuldigte die Tat schuld­
haft begangen hat. Das Gericht überprüft ferner die 
Gesetzlichkeit der von der SchK festgelegten, in Ziff. 26, 
32, 48, 52 RL geregelten Maßnahmen. Die Prüfung er­
streckt sich auch darauf, ob die festgelegten Maßnah­
men den konkreten Umständen der Rechtsverletzung 
und der Persönlichkeit des Bürgers gerecht werden, ob 
sie angemessen sind und der einheitlichen Anwendung 
dieser Erziehungsmaßnahmen entsprechen. Die Nach­
prüfung umfaßt die Einhaltung der verfahrensrecht­
lichen Bestimmungen. Dazu gehört die ordnungsgemäße 
Besetzung der SchK, das Vorliegen einer Einladung des 
Bürgers zur Beratung, die Aushändigung des Beschlus­
ses an den Bürger, ferner das Vorliegen einer Über­
gabeentscheidung oder des Antrags eines Berechtig­
ten.
Die Nichteinhaltung der Verfahr ensregeln gemäß 
Ziff. 22, 23, 24, 25 RL kann zur Aufhebung des Beschlus­
ses führen, wenn sie die Beratung wesentlich beein­
trächtigt hat.

4. Entscheidung über den Einspruch
a) Form
Im Tenor des Beschlusses ist nur auszusprechen, ob die 
Entscheidung der SchK aufgehoben und die Sache zu­
rückgegeben wird oder ob der Einspruch zurückgewie­
sen wird. Die Gründe müssen eine kurze Schilderung 
des bisherigen Verfahrens und des Sachverhalts, die 
Angabe der Einspruchsgründe und eine Auseinander­
setzung mit ihnen, ferner gegebenenfalls die Feststel­
lung vorhandener Ungesetzlichkeiten und schließlich 
die erforderlichen Hinweise und Empfehlungen an die 
SchK enthalten.

b) Aufhebung des Beschlusses
Ist der Beschluß der SchK fehlerhaft, so ist er aufzu­
heben, auch wenn der Mangel nicht ausdrücklich mit 
dem Einspruch gerügt wird.
Ist der Beschluß teilweise fehlerhaft, wird er nur in­
soweit aufgehoben. In diesem Falle ist die Sache nur 
dann an die SchK zurückzugeben, wenn dies zur Wie­
derherstellung der Gesetzlichkeit oder aus erziehe­
rischen Gründen erforderlich ist. Wird festgestellt, daß 
keine Straftat vorliegt, entscheidet das Gericht ab­
schließend.
Hat eine SchK über eine Beleidigung entschieden, ob­
wohl die Frist der Ziff. 29 RL bereits verstrichen war, 
so ist nur die Aufhebung des Beschlusses und die Aus­
lagenregelung erforderlich.
Ungenaue oder unrichtige Beschlußbegründung ist für 
sich allein kein Grund zur Aufhebung des Beschlusses. 
Wird der Einspruch nicht zurückgenommen, hat das 
Kreisgericht den Einspruch zurückzuweisen, in den 
Gründen des Beschlusses jedoch die entsprechende 
Korrektur vorzunehmen. Das gleiche gilt, wenn die 
SchK im Ergebnis richtig entschieden, den Sachverhalt 
aber rechtlich ungenau bzw. unrichtig gewürdigt hat.

c) Zurückweisung des Einspruchs
Hat die SchK in einer Beleidigungssache die Beratung 
beendet, weil sie den Sachverhalt nicht klären konnte 
und ihrer Ansicht nach auch für das Untersuchungs­
organ keine weiteren Aufklärungsmöglichkeiten be­
stehen, so weist das Kreisgericht, wenn es zu der glei­
chen Ansicht gelangt, den Einspruch als unbegründet 
zurück.
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